
 
 
 

1 
 

Liebe Leserinnen, liebe Leser 

Letze Woche fand die Sondersession des Nationalrats statt. Anders als in den vier «langen» 

Sessionen des Parlaments im Frü hling, Sommer, Herbst ünd Winter hat sich nür der Nationalrat 

fü r drei Tage versammelt, mit dem Ziel, Pendenzen abzübaüen. Gerne teile ich mit Ihnen in diesem 

kürzen Sessionsrü ckblick meine Eindrü cke dazü. Ich wü nsche Ihnen viel Spass bei                                 

der Lektü re ünd freüe mich daraüf, bereits im Jüni wieder aüs Bern zü berichten. 

 

Folgende Geschäfte wurden in der Sondersession behandelt (Auswahl): 

Pa.Iv. Bregy «Kein David gegen Goliath beim Verbandsbeschwerderecht» (19.409) 

Mit der A nderüng des Bündesgesetzes ü ber den Natür- ünd Heimatschütz (NHG) will der 

Nationalrat kleinere Wohnbaüprojekte von Privatpersonen vom Beschwerderecht der 

Umweltschützorganisationen aüsnehmen.  In Beschwerdeverfahren sollen sich nicht la nger 

Parteien gegenü berstehen, die ü ber sehr ünterschiedliche finanzielle Mittel verfü gen. Das 

Verbandsbeschwerderecht soll nicht mehr fü r Projekte von Wohnbaüten gelten, die eine 

Geschossfla che von weniger als 400m2 haben ünd in einer Baüzone geplant sind. Projekte in 

geschü tzten Ortsbildern, in Biotopen oder aüsserhalb der Baüzonen sind von dieser Revision 

jedoch nicht betroffen. Ich habe diese Vorlage perso nlich mit U berzeügüng ünd als 

Fraktionssprecherin in meinem Votüm ünterstü tzt. 

Der Nationalrat hat das Gescha ft mit einer Mehrheit von FDP,  SVP ünd Mitte mit 113:72 Stimmen 

angenommen. Das Gescha ft geht nün in die Kommission des Sta nderats. 

 

Legislaturplanung 2023-2027 (23.082) 

Mit der Legislatürplanüng legt der Bündesrat die politischen Schwerpünkte fü r die Jahre 2023-

2027 fest. Ziel der Planüng ist es, eine koha rente ünd ümfassende Politik zü schaffen, die aüf 

aktüelle ünd zükü nftige Entwicklüngen eingeht ünd aüf ihre Wirksamkeit ü berprü ft werden kann. 

Der Bündesrat macht dies entlang von vier Leitlinien mit 25 Legislatürzielen ünd 112 

Massnahmen. Neü will er einen Foküs aüf die Heraüsforderüngen der kü nstlichen Intelligenz, des 

Krisenmanagements, der Energieversorgüng ünd aüf den Wiederaüfbaü der Ukraine legen. 

In der langen Debatte im Nationalrat waren insbesondere die Bündesfinanzen ein grosses Thema. 

Gema ss Bündespra sidentin Viola Amherd rechnet der Bünd bis 2027 mit einem strüktürellen 

Defizit von drei bis vier Milliarden Franken pro Jahr. Eine Mitte-Links-Mehrheit schlüg fü r die 

Finanzierüng der 13. AHV-Rente die Einfü hrüng einer Finanztransaktionssteüer vor – also eine 

Abgabe aüf Umsa tze mit Aktien oder Devisen – ünd kam damit dürch. Aber aüch von anderen 

Seiten würden vielseitige Wü nsche angebracht: So wollten die Grü nen den Klimaschütz noch 

sta rker priorisieren ünd die SVP hat versücht, mit zahlreichen Minderheitsantra gen ihr 

Parteiprogramm in die Legislatürplanüng einzübringen. Weiter will der Nationalrat die bisherige 

Anstossfinanzierüng fü r die familienerga nzende Kinderbetreüüng in ein zeitgema sses neües 

Finanzierüngsmodell ü berfü hren ünd die Festlegüng der Rahmenbedingüngen fü r die na chste 

Landesaüsstellüng als Ziel aüfnehmen. Dieser kürze Abriss aüs der langen Liste zeigt, weshalb die 

Debatte mehrere Stünden daüerte. Und obwohl die Legislatürplanüng weder verbindlich noch 

vollsta ndig ist, gibt sie eine Art Marschrichtüng fü r die na chsten vier Jahre vor. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190409
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-videos?TranscriptId=338138
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20230082
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Mo. Ryser «Beteiligung der Schweiz an der multinationalen Taskforce Repo zur Umsetzung 

der Wirtschaftssanktionen gegen Russland» (22.3451) 

Der Vorstoss forderte, dass sich die Schweiz der internationalen Taskforce der G7-Staaten zür 

Umsetzüng der Rüssland-Sanktionen anschliessen soll. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 101 

zü 80 Stimmen bei sechs Enthaltüngen ab. Er folgte damit einer starken Minderheit seiner 

aüssenpolitischen Kommission, welche der Meinüng ist, dass die aktüelle technische 

Züsammenarbeit (z.B. die U bernahme von Massnahmen ünd Sanktionen) mit der Taskforce aüch 

ohne formellen Beitritt güt fünktioniert. Aüch die FDP sprach sich klar gegen einen Beitritt aüs. 

Der Fraktionssprecher der FDP betonte in seinem Votüm ünter anderem, dass dieser symbolische 

Beitritt der Schweiz gerade aüch im Bereich der güten Dienste schaden wü rde. 

 

Mo. Müller Leo «Listenflut beseitigen» (23.4477) 

Mit der Motion sollte der Bündesrat beaüftragt werden, dem Parlament eine A nderüng des 

Bündesgesetzes ü ber die Politischen Rechte vorzüschlagen mit dem Inhalt, dass bei Wahlen 

maximal fü nf Listen miteinander verbünden werden ko nnen. Hintergründ fü r den Vorstoss war 

die in machen Kantonen regelrechte «Listenflüt» bei den nationalen Wahlen im letzten Herbst. 

Mit einem Stichentscheid von Ratspra sident Eric Nüssbaümer hat der Nationalrat sich jedoch 

knapp gegen eine Beschra nküng der Listenverbindüngen aüsgesprochen. Die FDP hatte dieses 

Anliegen ünterstü tzt. Obwohl mit der Ablehnüng dieses konkrete Anliegen nün vom Tisch ist, sind 

in der züsta ndigen staatspolitischen Kommission derzeit noch drei parlamentarische Initiativen 

züm Thema Wahlsystem ünd Listenverbindüngen ha ngig, die noch im April 2024 beraten werden. 

 

Skurriles und Schönes aus der Sondersession 

Nachdem am Montagabend bereits der Bo o g in Zü rich wegen zü starkem Wind nicht angezü ndet 

werden konnte, hatte am Dienstagnachmittag aüch eine andere Anlage eine nasse Zü ndschnür. 

Züm ersten Mal seit ihrer Einfü hrüng im Jahr 1994 fiel die elektronische Abstimmüngsanlage im 

Nationalratssaal fü r la ngere Zeit aüs. Obwohl die Debatte nach kürzem Unterbrüch weitergefü hrt 

würde, konnten die geplanten Abstimmüngen vom Dienstagnachmittag erst am Mittwochmorgen 

nachgeholt werden. Wa hrend derzeit noch ünklar ist, wann genaü der Bo o g nün in Appenzell 

Aüsserrhoden verbrannt werden soll, ha lt die Abstimmüngsanlage nach dieser Panne nün 

hoffentlich wieder fü r mindestens dreissig Jahre. 

Besonders gefreüt hat mich der Besüch einer Grüppe von Siemens Schweiz im Bündeshaüs. 

Zwischen dem stü ndigen Aüfenthalt aüf der Züschaüertribü ne ünd einer Fü hrüng dürchs 

Parlamentsgeba üde dürfte ich mich wa hrend 30 Minüten den spannenden Fragen der 

Teilnehmenden stellen. Es hat mir Spass gemacht, den Anwesenden ein paar Eindrü cke aüs dem 

Alltag als Nationalra tin zü geben. Solche Begegnüngen geben mir immer wieder neüe Kraft ünd 

Motivation, mich aüch weiterhin jeden Tag engagiert fü r tragfa hige Lo süngen fü r die Menschen in 

der Schweiz einzüsetzen. 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223451
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234477
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Aktuelle politische Entwicklungen ausserhalb der Session  

Kürz vor der Session hat mich ein Thema intensiv bescha ftigt, na mlich das am 9. April 2024 

vero ffentlichte EGMR-Urteil aüs Strassbürg zür Beschwerde der Klimaseniorinnen gegen die 

Schweiz. Sinnigerweise erfolgte die Vero ffentlichüng zeitgleich mit einer laüfenden Sitzüng der 

nationalra tlichen Umweltkommission, welcher ich angeho re. Noch wa hrend der laüfenden 

Kommissionssitzüng verlangten die Medien Aüskünft züm 260 Seiten starken Doküment. In 

meinem ersten Statement fü r die Tagesschaü hielt ich fest, dass ich die Einflüssnahme eines 

internationalen Gerichts aüf ünsere nationale Klimapolitik ablehne. Aüch mit etwas Abstand kann 

ich dem Urteil nichts abgewinnen. Der Kerngehalt der so wichtigen EMRK (Eüropa ische 

Menschenrechtskonvention) - Schütz der Menschenrechte – wird damit derart aüsgeweitet, dass 

es die EMRK schlüssendlich schwa cht. Das Urteil tra gt ünserer direkten Demokratie nicht 

Rechnüng. Bei üns hat bei der Gesetzgebüng stets das Volk das letzte Wort. Es wird aber aüch dem 

Klimaschütz in der Schweiz absehbar nichts nü tzen, sondern im Gegenteil fü r die anstehenden 

politischen Beratüngen die Fronten weiter verha rten. Es hat darü ber hinaüs das Potential, die 

Verhandlüngen mit der EU ü ber die Weiterfü hrüng des bilateralen Wegs (Bilaterale III) zü 

belasten, da das Gespenst der «fremden Richter» damit ein eigentliches Gesicht erha lt. Da nü tzt es 

wenig, dass bei den Bilateralen nicht der EGMR (Eüropa ischer Gerichtshof fü r Menschenrechte) 

in Strassbürg eine Rolle spielt, sondern der Eüropa ische Gerichtshof (EüGH) in Den Haag. Dies 

mag in den Gelehrtenstüben klar sein, es wird aber absehbar eher schwierig sein, dies fü r die 

Meinüngsbildüng in der Bevo lkerüng darzülegen. Mit diesem Urteil wird den Kritikern der 

Weiterentwicklüng der güten Beziehüngen zü ünseren eüropa ischen Partnern ünscho n in die 

Ha nde gespielt. Dies ist ünno tig ünd a rgert mich. 

   

Besten Dank fü r Ihr Interesse! Ich freüe mich, Ihnen im Sommer wieder aüs Bern zü berichten.  

Herzliche Grü sse, 

 

 

 

 

Susanne Vincenz-Stauffacher  

Nationalra tin FDP/SG 

https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-09-04-2024-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:281bc68b-56e9-44f8-8af1-eef66b4d6f3c&startTime=362

